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Donnerstag, 10. November 2022

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Baselland will mehr Frauen im Korps
Die Baselbieter Polizei versucht, mehr Frauen für den Polizeiberuf zu begeistern – auch aus handfesten Motiven: Es droht ein Unterbestand.

Yann Schlegel

«Werde Polizistin» – die Kan-
tonspolizei Baselland forciert
unter diesem Slogan ihre Bemü-
hungen, Frauen für das Polizei-
korps zu gewinnen. Und wirbt
auch in den sozialen Medien mit
Inseraten. Der Fachkräfteman-
gel ist bei vielen Kantonspolizei-
en problematisch. Gestandene
Polizistinnen und Polizisten ver-
lassen wegen Überbelastung
den Beruf. Erst im Sommer
deckte diese Zeitung auf, dass
im Kanton Basel-Stadt 90 Voll-
zeitstellen nicht besetzt sind.

Weniger akut ist die Situa-
tion bei der Baselbieter Polizei.
Wobei auch deren Kommandant
vor einem Jahr mit alarmieren-
den Worten an die Öffentlich-
keit ging. Mark Burkhard: «Man
erwartet immer mehr von uns.»
Bei einem Notruf könne nicht
mehr in jedem Fall eine Patrouil-
le ausrücken.

VonFrauen fürFrauen:
EinneuesFormat
Die Situation würde sich in den
nächsten Jahren verschärfen,
sollte es nicht gelingen, ausrei-
chend Personal zu rekrutieren
und auszubilden. «Während in
unserem Korps in den nächsten
Jahren zahlreiche Pensionierun-
gen anstehen, gestaltet sich die
Rekrutierung neuer Korps-Mit-
glieder immer aufwendiger und
schwieriger», schreibt Barbara
Richard, Kommunikations-
chefin der Baselbieter Polizei.

Mit einer neuen Strategie
will die Kantonspolizei diesem
Trend entgegenwirken. Erst-
mals überhaupt halten Polizis-
tinnen einen Informationsan-
lass zur Polizeiausbildung exklu-
siv für Frauen durch – von
Frauen für Frauen also. Damit

soll es gelingen, vermehrt Frau-
en für den Polizeiberuf zu be-
geistern und zu gewinnen. Heu-
te beläuft sich der Frauenanteil
bei der Baselbieter Polizei auf
23 Prozent. Das neue Format er-
mögliche es, ganz gezielt auf
Themen einzugehen, die spe-
ziell Frauen beschäftigten und
sie teilweise davon abhalten
würden, sich für den Beruf zu
bewerben, erläutert Richard.
«Wir werden aufzeigen, wie sich
bei der Baselbieter Polizei Be-
rufstätigkeit und Familienenga-
gement oder weitere Lebensbe-
reiche vereinbaren lassen.» Am

Infoanlass werde auch aufge-
zeigt, wie Teilzeitarbeit und der
Wiedereinstieg nach einer
Kinderpause im Polizistinnen-
beruf möglich seien.

EinSchritt zur
Parität imKorps?
Zudem will die Kantonspolizei
Baselland auch die Bedürfnisse
potenzieller Polizistinnen abho-
len und somit die eigene Organi-
sation weiterentwickeln. Sowohl
Männern als auch Frauen sollen
langfristig attraktive Berufs- und
Karrieremöglichkeiten offenste-
hen. Entsprechend würden all-
fällig neue Arbeitsmodelle künf-
tig allen offenstehen. Eine kon-
krete Frauenquote hat sich die
Kantonspolizei nicht zum Ziel
gesetzt.BarbaraRichardschreibt
hierzu: «Ideal wäre natürlich ein
Frauenanteil von 50 Prozent.»
Im Bewerbungsprozess seien
weiterhin alle gleichgestellt, und
die besten Personen erhielten
eine Anstellung.

Mit der Frauenförderung
will die Baselbieter Polizei den
Personalbestand nachhaltig si-
cherstellen. Es gelte, die Sicher-
heit der Bevölkerung langfristig
zu gewährleisten, so Richard.
Hinsichtlich des Bevölkerungs-
wachstums brauche das Korps
künftig zusätzliche Fachkräfte.
Die Frauenförderung stellt
einen Eckpfeiler der Strategie
der Kantonspolizei dar. Dane-
ben wolle man die Generation Z
und deren Bedürfnisse anspre-
chen und neue Werbekanäle er-
schliessen.

Derzeit laufen zudem politi-
sche Bestrebungen, analog zu
Basel-Stadt auch Ausländerin-
nen und Ausländer für den Poli-
zeiberufzuzulassen. ImFrühjahr
wird die Regierung das Geschäft
dem Landrat vorstellen.

Studierende kritisieren die Uni Basel
Sie wünschen sich besseren Schutz gegen sexualisierte Gewalt und mehr Transparenz.

Maria-Elisa Schrade

Der Fall einer Doktorandin an
der Universität Basel, die im
Winter 2018 Beschwerde gegen
ihren Doktorvater wegen
sexueller Belästigung einlegte,
wird derzeit von Studierenden
dieser Universität wieder neu
aufgerollt.

Nach einer Protestaktion vor
dem Kollegienhaus Mitte
Oktober erhebt das Kollektiv
Dulifera nun auch in sozialen
Medien gegenüber der Uni Basel
schwere Vorwürfe: Im Uni-Blog
«JetztZeit» schreiben «Starke
Student:innen», ihre Hoch-
schule habe besagte Dokto-
randin in ihrem Kampf um
Gerechtigkeit im Stich gelassen,
gehe nach wie vor zu wenig
gegen sexualisierte Gewalt vor
und sei nicht transparent in der
Aufarbeitung vergangener
Übergriffe.

Schon vor drei Jahren hatte
die Geschichte der Doktorandin
auch in den Medien hohe Wel-
len geschlagen, weil der be-
schuldigte Professor nach einer

schriftlichen Abmahnung und
sechsmonatigen Auszeit wieder
in seine Lehrtätigkeit an der
Universität zurückkehrte, ohne
dass sein Fall öffentlich auf-
gearbeitet worden wäre. Studie-
rende warfen ihrer Universität
deshalb vor, den Fall zu ver-
schleiern, was diese unter Beru-
fung auf den Schutz von Persön-
lichkeitsrechten zurückwies.

GegendenBeschuldigten
liefnieeinStrafprozess
Tatsächlich konnte nie ein Straf-
verfahren gegen den Beschul-
digten eingeleitet werden, weil
die Anklägerin die dreimonatige
Anzeigefrist versäumt hatte.
Erst fünf Jahre nach des mut-
masslichen Missbrauchs habe
sich die Doktorandin getraut,
die psychologische Beratung der
Universität aufzusuchen,
schreibt Dulifera unter Beru-
fung auf den Erfahrungsbericht
der Betroffenen. Dort sei der
Studentin geraten worden,
nichts zu unternehmen. Nach
wiederholten Anläufen habe die
Doktorandin schliesslich aufge-

geben und sich exmatrikuliert.
Die Universität Basel hatte
bereits 2019 gegenüber dieser
Zeitung eingeräumt, die Betrof-
fene zu wenig unterstützt zu
haben, und hat als Konsequenz
diverse strukturelle Änderungen
ins Rollen gebracht: So wurde
unter anderem eine Stelle für
persönliche Integrität geschaf-
fen und ein Reglement zum
Schutz der persönlichen Integri-
tät neu verfasst.

Nicht genug, finden die Stu-
dierenden von Dulifera und
fordern in ihrem zweiten offe-
nen Brief, dass die Stelle zum
Schutz der persönlichen Integri-
tät personell aufgestockt wird
und unabhängig von universitä-
ren Strukturen agiert. Ausser-
dem kritisieren die Studieren-
den, dass selbst das überarbei-
tete Reglement keine konkreten
Massnahmen wiedergebe und
die Verantwortung zu Hilfeleis-
tung derzeit allein bei Drittper-
sonen und Bekannten der Opfer
liege. «Die Uni Basel soll nicht
mehr weiter schweigen und
stattdessen mehr Ressourcen in

die Bekämpfung ihrer Probleme
mit Machtstrukturen stecken.»

Das findet Dulifera und for-
dert für alle Mitarbeitenden der
Universität ein obligatorisches
Training zum Umgang mit
sexualisierter Gewalt sowie eine
umfassende Sensibilisierungs-
kampagne. Ausserdem verlangt
das Kollektiv die Einrichtung
einer Dokumentationsstelle für
Mikro-Diskriminierungen, da-
mit Betroffene geschützt und
Tatpersonen sanktioniert wer-
den können.

Die Universität Basel will
derzeit keine Stellungnahme zu
den neuen Forderungen von Du-
lifera abgeben. Cora Wagner,
aktuelle Koordinatorin für
persönliche Integrität, Kommu-
nikationsleiter Matthias Geering
und die Studierenden des
Kollektivs befinden sich derzeit
im Gespräch. «Wir haben uns
geeinigt, nicht öffentlich zu
diesem Brief Stellung zu bezie-
hen, ehe alles besprochen ist.
Unsere Antwort wird dann
ebenfalls schriftlich erfolgen»,
so Geering.

Erstmals überhaupt führt die Polizei Baselland einen Infoanlass exklusiv für Frauen durch. Bild: zvg

Basler Polizei: Frauenförderung hat nicht Priorität
Rekrutierung Die Basler Polizei
ist stolz darauf. Und erwähnt
den Umstand gerne bei jeder
sich bietenden Gelegenheit:
Zwar waren andernorts bereits
früher Frauen bei der Polizei tä-
tig, doch die Kantonspolizei Ba-
sel-Stadt war das erste Korps im
Land mit Frauen, die unifor-
miert und bewaffnet Dienst aus-
übten. Die ersten fünf Beamtin-
nen bei der Sicherheitspolizei

nahmen ab 1980 die Arbeit auf.
Mittlerweile beträgt der Frauen-
anteil ein Viertel.

Gezielt Frauen anzuwerben,
wie es Baselland macht, will
man im Stadtkanton aber nicht –
obwohl derzeit rund 90 Vollzeit-
stellen im Korps unbesetzt sind,
mehr als jede zehnte Stelle. Die
Rekrutierung sei «nicht spezi-
fisch auf gewisse Bevölkerungs-
gruppen angelegt», schreibt

Polizeisprecher Stefan Schmitt
auf Anfrage. Man biete aber
Teilzeitanstellungen an, «was
noch nicht bei allen Polizeikorps
der Fall ist».

Das Problem ortet die Basler
Polizei bei der mangelnden Fit-
ness und den ungenügenden
Deutschkenntnissen von Inter-
essierten und will dort ansetzen.
Die Anforderungen zu reduzie-
ren, stehe ausser Frage. (bwi)

Impfung gegen
Affenpocken ist
ab sofort möglich

Basel-Stadt Seit dem 31. Ok-
tober ist eine Vorregistrierung
für die Affenpockenimpfung in
Basel-Stadt möglich, die seit
Anfang November in der
Schweiz zugelassen ist. Die ers-
te Lieferung an den Kanton er-
folgt am 11. November. Ab so-
fort können über die Website
Impftermine gebucht werden.
Dies teilte der Kanton am Mitt-
woch mit. Bisher haben sich
rund 380 Personen für eine
Impfung registriert. Ende Wo-
che erhält der Stadtkanton 320
Impfdosen, die Nachfrage
kann also mit der ersten Liefe-
rung nicht ganz gedeckt wer-
den. Eine Affenpockenimpfung
wird den folgenden Personen
empfohlen: Präventiv für Män-
ner, die Sex mit Männern ha-
ben, und Trans-Personen mit
wechselnden Sexualpartnern,
für Personen, die aus berufli-
chen Gründen gegenüber Af-
fenpockenviren exponiert sind,
und für Kontaktpersonen von
erkrankten Personen, damit
die Infektionsketten unterbro-
chen werden. (bz)

Nachrichten
GrossräteMesserli und
Müry treten zurück

Basel-Stadt In der Sitzung des
Grossen Rates gaben gestern
Beatrice Messerli (Basta) und
ThomasMüry (LDP) ihrenRück-
tritt bekannt. Sie werden ihr Amt
am 7. Februar 2023 niederlegen.
Mit dem 77-jährigen pensionier-
ten Pfarrer Müry wird das älteste
Ratsmitglied abtreten. (bz)

Basellandgewährleistet
formell Lohngleichheit

Gleichstellung In der Baselbie-
ter Kantonsverwaltung verdie-
nen Frauen im Durchschnitt 8,7
Prozent weniger als Männer.
Dies hat eine Lohngleichheits-
analyseergeben.WürdenUnter-
schiede in Qualifikationen und
arbeitsplatzbezogenenMerkma-
len berücksichtigt, so würden
Frauennoch2,5Prozentweniger
verdienen. Damit liegt die un-
erklärte Lohndifferenz unter
dem Toleranzwert des Bundes
von 5 Prozent. Die Verwaltung
gewährleistet somit formell die
Lohngleichheit. Dennoch wolle
man im Rahmen von bereits ge-
planten Projekten im Bereich
Entlöhnung die Gleichheit ver-
bessern, teiltderKantonmit. (bz)


